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Allgemeinverfügung 

der Stadt Frankenthal (Pfalz) zu weiteren kontaktreduzierenden Maßnahmen 

aufgrund des Aufkommens von SARS-CoV-2 -Infektionen in Rheinland-Pfalz 

vom 26.10.2020 

 

 

Die Stadt Frankenthal (Pfalz) erlässt gemäß § 28 des Infektionsschutzgesetzes 

(IfSG) vom 20. Juli 2000 (BGBl. I S. 1045), in der derzeit geltenden Fassung, in 

Verbindung mit der Elften Corona-Bekämpfungsverordnung Rheinland-Pfalz (11. 

CoBeLVO) vom 11. September 2020, in der derzeit geltenden Fassung, in 

Verbindung mit § 2 der Landesverordnung zur Durchführung des 

Infektionsschutzgesetzes (IfSGDV) vom 10. März 2010 (GVBl. 2010, 55), in der 

derzeit geltenden Fassung, folgende 

 

Allgemeinverfügung 

 

Allgemeines 

 

1. Die nachfolgenden Vorschriften ergänzen oder ändern die Regelungen der 

11. Corona-Bekämpfungsverordnung. Die Ergänzungen bzw. Regelungen 

gelten auch für die hierzu veröffentlichten Hygienekonzepte (§ 1 Abs. 9 der 11. 

CoBeLVO). 

 

2. Die übrigen Regelungen der 11. CoBeLVO sowie weitergehende Regelungen 

in Hygienekonzepten (§ 1 Abs. 9 der 11. CoBeLVO) bleiben unberührt. 

 

Veranstaltungen und Ansammlung von Personen 

 

3. Abweichend von § 2 Abs. 2 Satz 1 der 11. CoBeLVO sind Veranstaltungen im 

Freien nur mit bis zu 100 gleichzeitig anwesenden Personen unter Beachtung 

der allgemeinen Schutzmaßnahmen zulässig. Dies gilt auch, wenn andere 

Regelungen in der 11. CoBeLVO oder hierzu veröffentlichten 

Hygienekonzepten (§ 1 Abs. 9 der 11. CoBeLVO) auf § 2 Abs. 2 der 11. 

CoBeLVO verweisen. 

 

4. Abweichend von § 2 Abs. 3 Satz 1 der 11. CoBeLVO sind Veranstaltungen in 

geschlossenen Räumen nur mit bis zu 50 gleichzeitig anwesenden Personen 

unter Beachtung der allgemeinen Schutzmaßnamen zulässig. Dies gilt nur bei 

Veranstaltungen, bei denen die Teilnehmerinnen und Teilnehmer keine fest 

zugewiesenen Sitzplätze haben. Dies gilt auch, wenn andere Regelungen in 

der 11. CoBeLVO oder hierzu veröffentlichten Hygienekonzepten (§ 1 Abs. 9 

der 11. CoBeLVO) auf § 2 Abs. 3 der 11. CoBeLVO verweisen. 

 

5. Es besteht für den privaten Raum die dringende Empfehlung der Begrenzung 

auf 10 Personen aus zwei Hausständen unter Beachtung der allgemeinen 

Schutzmaßnahmen. 
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Wirtschaftsleben 

 

6. Verkaufsstätten und ähnlichen Einrichtungen, insbesondere Tankstellen, 

Kiosken, Einzelhandelsgeschäften und Supermärkten ist es untersagt, an jedem 

Wochentag in der Zeit zwischen 23:00 Uhr und 06:00 Uhr alkoholhaltige 

Getränke abzugeben. 

 

Gastronomie 

 

7. Gastronomische Einrichtungen im Sinne von § 7 Abs. 1 der 11. CoBeLVO dürfen 

keine Buffets anbieten. 

 

8. Gaststätten im Sinne des Gaststättengesetzes (GastG), insbesondere 

Restaurants, Kneipen, Schank- und Speisewirtschaften, Straußwirtschaften, 

Bars, Mensen, Kantinen, Hotelrestaurants und -bars, Eisdielen und Eiscafés ist es 

an jedem Wochentag untersagt, in der Zeit zwischen 23:00 Uhr und 06:00 Uhr 

alkoholhaltige Getränke auszuschenken oder zum Außer-Haus-Verzehr 

abzugeben. Dies gilt auch für den Betrieb von erlaubnisbedürftigem 

Gaststättengewerbe, welches gemäß § 12 GastG aus besonderem Anlass 

unter erleichterten Voraussetzungen vorübergehend auf Widerruf gestattet 

wurde. 

 

Sport 

 

9. Abweichend von § 10 Abs. 1 Satz 1 der 11. CoBeLVO ist das gemeinsame 

sportliche Training nur mit bis zu 30 Personen bei festen Kleingruppen auf 

Sportanlagen im Freien zulässig. Die Durchführung von Wettkampfsimulationen 

sowie Kontaktsport ist nicht zulässig. Von den Beschränkungen ausgenommen 

ist der Pflichtwettkampfbetrieb in allen Sportarten und Klassen. Duschen und 

nicht räumlich getrennte Umkleiden dürfen nur von einer Person zeitgleich 

genutzt werden. 

 

10. Abweichend von § 10 Abs. 3 der 11. CoBeLVO sind Zuschauer nicht 

zugelassen. 

 

11. Von den Beschränkungen der Sportausübung im Freien ausgenommen ist der 

Trainings- und Wettkampfbetrieb im Spitzen- und Profisport. Hierunter fallen: 

 

a) olympische und paralympische Bundeskaderathletinnen und 

Bundeskaderathleten (Olympiakader, Perspektivkader, Nachwuchskader 

1), die an Bundesstützpunkten, anerkannten Landesleistungszentren und 

Landesstützpunkten trainieren, 

 

b) Profimannschaften der 1. und 2. Bundesligen aller Sportarten und 
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c) wirtschaftlich selbstständige, vereins- oder verbandsungebundene 

Profisportlerinnen und Profisportler ohne Bundeskaderstatus. 

 

12. Abweichend von § 10 Abs. 1 Satz 1 der 11. CoBeLVO ist das gemeinsame 

sportliche Training nur mit bis zu 10 Personen bei festen Kleingruppen auf 

Sportanlagen im Innenbereich (Hallen, etc.) zulässig. Die Durchführung von 

Wettkampfsimulationen sowie Kontaktsport ist nicht zulässig. Von den 

Beschränkungen ausgenommen ist der Pflichtwettkampfbetrieb in allen 

Sportarten und Klassen. Duschen und nicht räumlich getrennte Umkleiden 

dürfen nur von einer Person zeitgleich genutzt werden. Ferner wird die Anzahl 

der zeitgleich anwesenden Personen auf eine Person pro 10 qm Fläche 

begrenzt. 

 

13. Abweichend von § 10 Abs. 3 der 11. CoBeLVO sind Zuschauer nicht 

zugelassen. 

 

14. Von den Beschränkungen der Sportausübung im Innenbereich ausgenommen 

ist der Trainings- und Wettkampfbetrieb im Spitzen- und Profisport. Hierunter 

fallen: 

 

a) olympische und paralympische Bundeskaderathletinnen und 

Bundeskaderathleten (Olympiakader, Perspektivkader, Nachwuchskader 

1), die an Bundesstützpunkten, anerkannten Landesleistungszentren und 

Landesstützpunkten trainieren, 

 

b) Profimannschaften der 1. und 2. Bundesligen aller Sportarten und 

 

c) wirtschaftlich selbstständige, vereins- oder verbandsungebundene 

Profisportlerinnen und Profisportler ohne Bundeskaderstatus. 

 

15. Abweichend von § 10 Abs. 1 Satz 1 der 11. CoBeLVO ist das Angebot und die 

Durchführung von Gruppenkursen in Fitnessstudios und ähnlichen 

Einrichtungen nur mit bis zu 10 Personen zulässig. Duschen und nicht räumlich 

getrennte Umkleiden dürfen nur von einer Person zeitgleich genutzt werden. 

 

16. Abweichend von § 10 Abs. 1 Satz 1 der 11. CoBeLVO ist das Angebot und die 

Durchführung von Gruppenkursen in Tanzstudios und ähnlichen Einrichtungen 

nur mit bis zu 10 Personen zulässig. Duschen und nicht räumlich getrennte 

Umkleiden dürfen nur von einer Person zeitgleich genutzt werden. 

 

Freizeit 

 

17. Abweichend von § 11 der 11. CoBeLVO ist die Durchführung von Messen, 

Ausstellungen und Floh- und Trödelmärkten, Spezialmärkten und ähnlichen 

Märkten i.S.d. LMAMG, auf denen verschiedene Waren angeboten werden, 

untersagt. Wochenmärkte sind hiervon ausgenommen. 
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Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

 

18. Die Allgemeinverfügung gilt einen Tag nach ihrer Veröffentlichung als bekannt 

gegeben (§ 1 Absatz 1 Landesverwaltungsverfahrensgesetz – LVwVfG – in 

Verbindung mit § 41 Absatz 4 Satz 4 Verwaltungsverfahrensgesetz – VwVfG) 

und tritt am 2710.2020 um 0:00 Uhr in Kraft. 

 

19. Sie gilt zunächst bis zum Ablauf des 20.November 2020. 

 

Begründung 

 

Bei der SARS-CoV2 / COVID-19-Pandemie handelt es sich weltweit und in 

Deutschland um eine dynamische und ernst zu nehmende Situation. Es kommt 

weiterhin bundesweit zu kleineren und zuletzt vermehrt größeren 

Ausbuchsgeschehen, insbesondere im Zusammenhang mit Feiern im Familien- 

und Freundeskreis und bei Gruppenveranstaltungen jedweder Art 

 

Das Robert Koch-Institut schätzt die Gefährdung für die Gesundheit der 

Bevölkerung in Deutschland weiterhin als hoch ein, für Risikogruppen als sehr 

hoch. 

 

Das Land Rheinland-Pfalz hat einen „Corona Warn- und Aktionsplan RLP“ 

eingeführt. Betrachtet werden die Infektionszahlen jeweils auf 7-Tage-Inzidenz-

Stufen auf Ebene der Landkreise und kreisfreien Städte. Das Überschreiten der 

Inzidenz-Werte ist eine Warn- und Gefahrenmeldung. 

 

Am 23. Oktober 2020 wurde beim 7-Tages-Inidenzwert die Grenze zur Risikostufe 

Orange mit 45,1 überschritten. 

 

Vor diesem Hintergrund der weiter steigenden Infektionszahlen in den 

vergangenen Tagen und der sehr dynamischen Entwicklung ist es erforderlich, 

wieder kontaktreduzierende Maßnahmen zu ergreifen, um die 

Ausbreitungsdynamik zu unterbrechen. Die Maßnahmen der 

Allgemeinverfügung sollen zu einer weiteren Verzögerung der Infektionsdynamik 

beitragen. 

 

Unter den Voraussetzungen des § 28 Absatz 1 Satz 1 IfSG trifft die zuständige 

Behörde die notwendigen Schutzmaßnahmen soweit und solange es zur 

Verhinderung der Verbreitung übertragbarer Krankheiten erforderlich ist. 

Darüber hinaus kann die zuständige Behörde nach § 28 Absatz 1 Satz 2 IfSG 

Veranstaltungen oder sonstige Ansammlungen einer größeren Anzahl von 

Menschen beschränken oder verbieten, die eine Verbreitung von 

Krankheitserregern begünstigen. Die Stadtverwaltung Frankenthal (Pfalz) ist 

nach § 2 der Landesverordnung zur Durchführung des Infektionsschutzgesetzes 

(GVBl. 2010, 55) die zuständige Behörde im Sinne des IfSG und nach § 28 Absatz 

1 IfSG für den Erlass von Schutzmaßnahmen zur Verhinderung der Verbreitung 

übertragbarer Krankheiten zuständig. 
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Die Allgemeinverfügung ist kraft Gesetzes nach § 28 Absatz 3 IfSG in Verbindung 

mit § 16 Absatz 8 IfSG sofort vollziehbar. Rechtsbehelfe haben somit keine 

aufschiebende Wirkung.  

 

Bekanntmachungshinweise 

 

Die Allgemeinverfügung gilt einen Tag nach ihrer Veröffentlichung als bekannt 

gegeben (§ 1 Abs. 1 Landesverwaltungsverfahrensgesetz (GVBl. 1976, 308) in 

Verbindung mit § 41 Abs. 4 Satz 4 VwVfG). Sie ist befristet, kann bei 

entsprechender erneuter Risikoeinschätzung ganz oder teilweise verlängert bzw. 

modifiziert werden. 

 

 

Rechtsbehelfsbelehrung 

 

Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb eines Monats nach ihrer 

Bekanntgabe Widerspruch erhoben werden. Der Widerspruch ist bei der 

Stadtverwaltung Frankenthal (Pfalz) schriftlich oder zur Niederschrift beim Bereich 

Ordnung und Umwelt, Abteilung Öffentliche Ordnung, Neumayerring 72, Zimmer-

Nr. 2.22, 67227 Franken-thal (Pfalz) oder bei der Geschäftsstelle des 

Stadtrechtsausschusses, Karolinenstraße 3, 67227 Frankenthal (Pfalz), einzulegen. 

 

Die Schriftform kann durch die elektronische Form ersetzt werden. In diesem Fall 

ist das elektronische Dokument mit einer qualifizierten elektronischen Signatur 

nach dem Vertrauensdienstegesetz in Verbindung mit der Verordnung (EU) Nr. 

910/2014 (eIDAS) zu versehen und an die E-Mail-Adresse: STV-

Frankenthal@poststelle.rlp.de zu senden. Bei der Verwendung der elektronischen 

Form sind besondere technische Rahmenbedingungen zu beachten, die im 

Internet unter „www.frankenthal.de“ aufgeführt sind. 

 

Bei schriftlicher Einlegung des Widerspruchs ist die Widerspruchsfrist nur gewahrt, 

wenn der Widerspruch noch vor Ablauf dieser Frist bei der Behörde eingegangen 

ist. Ist über den Widerspruch ohne zureichenden Grund in angemessener Frist 

nicht entschieden worden, so kann Klage bei dem Verwaltungsgericht Neustadt 

an der Weinstraße schriftlich, in elektronischer Form oder zur Niederschrift des 

Urkundsbeamten der Geschäftsstelle erhoben werden. 

 

Ein Widerspruch gegen diese Allgemeinverfügung hat gemäß § 16 Abs. 8 IfSG 

keine aufschiebende Wirkung. Auf Antrag kann das Verwaltungsgericht in 67433 

Neustadt an der Weinstraße, Robert-Stolz-Straße 20, gemäß § 80 Abs. 5 

Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) vom 21.01.1960 (BGBl. I S. 17) die 

aufschiebende Wirkung ganz oder teilweise anordnen. Dieser Antrag ist schon vor 

Erlass einer Entscheidung des Stadtrechtsausschusses zulässig. Er wäre gegen die 

Stadt Frankenthal (Pfalz), vertreten durch den Oberbürgermeister, zu richten. Er 

muss den Antragsteller und den Antragsgegner sowie den Streitgegenstand 

bezeichnen. Die zu einer Begründung dienenden Tatsachen und Beweismittel 
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sollten angegeben werden. Die Verfügung, gegen die sich der Antrag richtet, 

sollte in Urschrift oder Abschrift beigefügt werden. 

 

 

STADTVERWALTUNG FRANKENTHAL (PFALZ), den 26.10.2020 

 

 

Martin Hebich 

Oberbürgermeister 

 

 
 


